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Die französische Kulturministerin hat im Rahmen einer Kassationsbeschwerde
gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts zweiter Instanz vom 8. Dezember 2015
vor dem Conseil d'Etat (Staatsrat - oberstes französisches Verwaltungsgericht)
geklagt. Besagtes Verwaltungsgericht hatte im Rahmen einer Berufungsklage
eines konservativen katholischen Verbands die Vorführungsfreigabe (visa
d’exploitation) für den Film „Blau ist eine warme Farbe“ (Originaltitel „La vie
d’Adèle“ - Das Leben von Adèle) entzogen, der 2013 bei den internationalen
Filmfestspielen von Cannes mit der Goldenden Palme ausgezeichnet worden war.
Die von der Klassifizierungskommision im Juli 2013 erteilte Vorführungsfreigabe
galt ab zwölf Jahren und war von der Anmerkung begleitet, dass der Film explizite
Sexszenen zeige, die ein junges Publikum schockieren könnten.

In seinem Urteil vom 28. September 2016 verweist der Staatsrat darauf, dass das
Pariser Verwaltungsgericht zweiter Instanz in einem ersten Schritt das Thema des
Films genannt und danach festgestellt habe, dass der Film mehrere sehr
realistisch dargestellte Sexszenen enthalte. Eine dieser Szenen sei so gedreht
worden, dass insbesondere dem jungen Zuschauer jegliche Möglichkeit
genommen werde, sich von dem, was er sehe, zu distanzieren. Das
Berufungsgericht war somit zum Schluss gekommen, dass die Auswirkungen des
Films auf das Empfinden eines jungen Publikums derart seien, dass ein
Vorführungsverbot für Minderjährige unter zwölf Jahren nicht ausreiche.

Gemäß Artikel R. 211-12 4 des Code du cinéma (Kinogesetz) kann die
Klassifizierungskommission dem Kulturminister ein Vorführungsverbot für
Personen unter 18 Jahren für Werke empfehlen, „die explizite oder sehr
gewalttätige Sexszenen zeigen“. Im vorliegenden Fall urteilt der Staatsrat, aus
den Prozessakten ergebe sich, dass die strittigen Sexszenen zwar nachgestellt,
jedoch von unbestreitbar realistischer Natur seien. Gleichwohl fehle ihnen jegliche
Gewalttätigkeit und sie seien auch nicht in herabwürdigender Absicht gedreht
worden. Die Szenen fügten sich stimmig in die allgemeine Erzählstruktur des
nahezu drei Stunden langen Films ein, dessen Absicht es sei, die leidenschaftliche
Liebesbeziehung zwischen zwei jungen Frauen zu beschreiben. Die
Kulturministerin habe zudem die Vorführungsfreigabe mit einer zusätzlichen, die
jungen Zuschauer und deren Eltern informierenden Warnung versehen. Unter
diesen Umständen, so die oberste Verwaltungsgerichtsinstanz, habe das
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Verwaltungsgericht zweiter Instanz die Tatbestände insofern nicht richtig
beurteilt, als es erklärt habe, der Film könne das Empfinden junger Menschen
verletzen, und daraus schloss, die Kulturministeirn habe einen Beurteilungsfehler
begangen, indem sie eine Vorführungsfreigabe ab zwölf Jahren erteilte. Die
Ministerin habe somit zu Recht die Aufhebung des angefochtenen Urteils
beantragt. Die Sache wurde an das Pariser Verwaltungsgericht zurückverwiesen.

Conseil d'Etat, (10e et 9e sous-sect.réunies), 28 septembre 2016,
Ministère de la Culture c/ Association Promouvoir et a.

Staatsrat, (9. und 10. Unterabteilung), 28. September 2016, Kulturministerin
gegen Verband Promouvoir u. a.
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